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Katrin Hauser

—Darum geht es
Andrea Strahm hat das Geknal-
le satt. Die Mitte-Grossrätin will
privates Feuerwerk in Basel-
Stadt verbieten – sowohl den
Verkauf als auch das private
Rumgeböllere an sich. Am ges-
trigenMittwochhabendieGross-
räte und Grossrätinnen über ihre
Forderung beraten,wobei es sich
einige nicht nehmen liessen, rhe-
torisch ebenfalls ein bisschen zu
feuern.

—Die klarsten Ansagen
SVP-Grossrat Lorenz Amiet
machte den Auftakt. Ein Ver-
kaufsverbot hält er für gerade-
zu «lächerlich». Er oute sich hier
nun als jemand, der «privat Feu-
erwerk abbrennt», soAmiet. Die-
ses Jahr habe er dieses im Aar-
gau gekauft und anschliessend
«zollfrei in den Kanton Basel-
Stadt importiert». Hätte er es im
Baselbiet gekauft, so hätte er es
sehr wahrscheinlich sogar «zu
Fuss über die Grenze schmug-
geln können». Überdies gehe es
hier um eine Art Gesellschafts-
vertrag: «Wir allemögen gewisse
Dinge, die andere stören.»

Auf der anderen Seite des po-
litischen Spektrums argumen-
tierte Harald Friedl (Grüne), dass
die Grenzwerte für Feinstaub in
jeder Silvesternachtmassivüber-
schrittenwürden. Leider gebe es
keine Studien,wie sich der Lärm
auf die Gesundheit auswirke. Im
Kleinbasel jedenfalls könneman
diesemnicht entfliehen. «Eswird
überall geböllert, auch in den
Hinterhöfen.» Ob er nun die
Stadt «jedes Jahr für zwei Tage
verlassen» solle, fragte Friedl.

Wenn es nach FDP-Grossrat
Johannes Barth geht, sollte er das
wohl. Die Alternativewäre näm-
lich, dass Basel «noch ein Stück
grauer, strenger und freudloser»
werde. Ein Punkt gehe in die-

ser Debatte völlig vergessen, so
der Freisinnige voller Inbrunst:
«Feuerwerk ist für viele Men-
schen eben nicht nur Lärm. Feu-
erwerk ist auch Freude, Faszina-
tion und ein gemeinsames Erleb-
nis. Darum besteht Feuerwerk
auch schon 1000 Jahre.»

Es war eine Debatte, die von
den bürgerlichen Gegnern der

Motionen sehr emotional geführt
wurde, aber nicht streng nach
Parteilinien verlief. Die SP bei-
spielsweise ist gespalten. Mehr-
heitssprecherBeda Baumgartner
hält die Argumente von Strahm
und Friedl für legitim, findet je-
doch, ein grundsätzliches Ver-
bot schiesse über das Ziel hi-
naus: «Wollen wir tatsächlich,
dass eine Person, die eineWun-
derkerze anzündet, eine verbo-
tene Handlung begeht?»

SP-Minderheitssprecherin
Christine Keller erwiderte, ein

klares Verbot sei sehr viel leich-
ter zu kontrollieren als die heu-
tigen Vorschriften. Im Übrigen
schädige das Geknalle nicht nur
Haus-, sondern auchWildtiere.

—Hierwird es brenzlig
Private Feuerwerke in Basel-
Stadt sind eigentlich bereits ver-
boten – mit Ausnahme von klei-
nen Zeitfenstern am 31. Juli,
1.August und 31. Dezember.Man
habe es insofern – wenn über-
haupt – mit einem «Vollzugs-
problem» zu tun, argumentier-

ten die bürgerlichen Feuerwerk-
befürworter.

MotionärinAndrea Strahm in-
des ist der Meinung, ein grund-
sätzliches Verbot wäre «für die
Polizei viel leichter durchsetz-
bar». Die Verteidiger des priva-
ten Feuerwerks, bilanzierte sie
zu Ende derDebatte,würden vor
allem auf dasArgument «Spass»
setzen.Auf der anderen Seite in-
des stünden Umweltschutz, Lit-
tering, Tierschutz, Lärmschutz,
Verletzungsgefahr und Brand-
gefahr.

So verwies Andrea Strahm
etwa auf das letztjährige Sil-
vesterunglück auf dem Bru-
derholz, als direkt neben Mo-
deratorin Susanne Hueber ein
Feuerwerkskörper explodierte.
Sie kassierte ein ziemlich em-
pörtes Raunen im Saal, als sie
sagte: «Hätten Sie meine Moti-
on im Jahr 2022 angenommen,
wäre das nicht passiert.» Für
sie stehe fest, dass es ein Ver-
bot brauche.

FDP-Grossrat Luca Urgese
sieht das grundlegend anders
und stellte spontan die Frage,
ob das Parlament bald mit ei-
ner Motion zum Verbot von Al-
kohol rechnen dürfe – zumal
die Folgen von Alkohol deutlich
schlimmer seien als jene von
Feuerwerk.

—Daswurde entschieden
Mit einer Mehrheit von insge-
samt 54 Nein- zu 36 respekti-
ve 28 Ja-Stimmen hat das Par-
lament beide Vorstösse von An-
drea Strahm abgelehnt.

Die Debatte um Feuerwerks-
verbote allerdings geht weiter.
Auf nationaler Ebene will die
Feuerwerksinitiative ein geziel-
tesVerbot von lautemFeuerwerk
erreichen. Unlängst hat der Na-
tionalrat einem indirekten Ge-
genvorschlag zugestimmt. Im
Baselbiet fordert derweil SP-
Landrat Roger Boerlin ein kan-
tonales Verbot.

«Feuerwerk ist Freude» vs. «Feinstaub
und Lärm» – Basel bleibt beimKnallen
Böllerstreit in Basel Spass oder Gefahr? Das Basler Parlament debattierte gestern leidenschaftlich
über ein Verbot von privatem Feuerwerk.

Privates Feuerwerk bleibt im Kanton Basel-Stadt an ausgewählten Feiertagen und in beschränkten Zeitfenstern erlaubt. Foto: Getty Images

«Eswird überall
geböllert, auch in
denHinterhöfen.»

Harald Friedl (Grüne)
Grossrat Basel-Stadt

Es war das Thema des letzten
Sommers: respektlose, teils ge-
walttätige Gäste in den Badis.
28 Hausverbote wurden in den
drei Basler Badis Joggeli, Bach-
graben und Eglisee ausgespro-
chen - «Zahlen, die deutlich über
denVorjahren liegen»,wie Steve
Beutler, Leiter des Sportamts, an
der Pressekonferenz zurGarten-
badsaison 2026 einräumte. Da-
von gingen 21 an französische,
7 an Schweizer Adressen, 21 an
Männer, 7 an Frauen.

Bereits imvergangenen Som-
mer reagierte das Erziehungsde-
partement (ED), das für die Badis
verantwortlich ist, auf die «her-
ausfordernden Situationen»,wie
es Regierungsrat Mustafa Atici
(SP) nannte: mit zusätzlichem
Sicherheitspersonal und mehr
Hausverboten. «Die Situation hat
sich daraufhin spürbar stabili-
siert», sagte Atici. Daher möch-
te man diesen Weg weiter vor-
anschreiten. Sie entsprechen im

Grossen und Ganzen dem, was
Atici schon letztes Jahr im In-
terview mit der BaZ umriss. Die
Massnahmen im Überblick.

DieseMassnahmen trifft
der Kanton Basel-Stadt
— MehrPersonal: Zusätzliches
Sicherheits- und temporäres
Badepersonal soll die Garten-
bad-Mitarbeitenden an Tagen
mit vielen Gästen unterstützen.
«So kann sich das Badeperso-
nal auf seine zentrale Aufgabe
konzentrieren: die Sicherheit
der Badegäste im Wasser und
am Beckenrand», sagte dazu
der oberste Badmeister, Peter
Portmann.
— Konsequentes Vorgehen bei
Regelverstössen:Wer gegen die
Haus- und Nutzungsordnung
verstösst,wird verwarnt. Je nach
Situation kann ein Verweis aus
dem Gartenbad von bis zu 72
Stunden ausgesprochenwerden.
Bei schweren oderwiederholten

Vorstössen kann ein Hausverbot
von bis zu einem Jahr ausgespro-
chen werden. Neu können ge-
mäss BeutlerHausverbote direkt
vor Ort durch das Badepersonal
ausgesprochen werden. Ebenso
darf das Badepersonal Ausweis-
kontrollen vornehmen.
— SchulungdesBadepersonals:
Das Personal werde spezifisch
in Deeskalation geschult, sagte
Beutler. «Die Schulungen wer-

denweitergeführt und neu auch
auf temporär angestellte Mitar-
beitende ausgeweitet. Sie erfol-
gen in Zusammenarbeit mit der
Präventionspolizei.»
— Kommunikation: Mit Plaka-
ten, Bannern und Flyernwill das
ED die Baderegeln verständlich
kommunizieren.Mit Sloganswie
«Stop orGo–Klare Regeln für ei-
nen fairenBadespass»will dasED
die Besucher für ein anständiges
Miteinander sensibilisieren.

Die Vorfälle in den Badis hat-
ten letzten Sommer eine Debat-
te überMigration hervorgerufen
– gerade auch, weil im jurassi-
schen Pruntrut ein Eintrittsver-
bot für französische Staatsbür-
ger beschlossen wurde. Die BaZ
berichtete, dass es im Jogge-
li zu mehreren Polizeieinsätzen
gekommen sei, wobei gemäss
Baselbieter Polizei «oftmals,
aber nicht immer, französische
Staatsbürger mit nordafrikani-
schem Hintergrund» Auslöser

gewesen seien. Die Basler SVP
forderte daraufhin ein ähnliches
Vorgehen in Basler Badis wie in
Pruntrut. In dieser Zeitung wur-
de nach einem Interview mit
PeterPortmanndie Kommunika-
tion des ED kritisiert.

Gartenbad-Kleiderordnung
wird nicht verändert
AnderPressekonferenzwurdedie
Nationalität derer, die sich reni-
tent verhielten, nicht vertieft the-
matisiert – abgesehendavon,dass
ein Grossteil der Hausverbote an
französische Adressen gegangen
sei.RegierungsratAtici stellte aber
klar, dass die «Regeln für alle gel-
ten» – wer sich danebenbeneh-
me, müsse mit Konsequenzen
rechnen. Die Herkunft spiele da-
bei keine Rolle. Zutrittsbeschrän-
kungen seien kein Thema.

Anpassungen bei der Kleider-
ordnung, wie man sie aus an-
deren Badis, so etwa in Lörrach
undWeil amRhein,kennt, sind in

Basel nichtvorgesehen.Anbeiden
Orten ist nurnoch eng anliegende
Badekleidung erlaubt,Shorts sind
beispielsweise verboten. Die be-
stehende Kleiderordnung in Ba-
sel solle diese Saison durch das
Personal «noch konsequenter»
umgesetzt werden, sagte Beut-
ler.Manwolle die grosseMehrheit
der Gäste, die sich an die Regeln
halte, nicht einschränken.

Auf die Frage, ob sich das Ba-
dipersonal vondenMassnahmen
abgeholt fühle, sagten Atici und
Portmann, dass sie diesen Ein-
druck hätten. Letztes Jahrwurde
vomPersonal Kritik amEDgeübt.
Man habe an verschiedenen An-
lässenmit demPersonal gespro-
chen,«dieRückmeldungenwaren
positiv», so Portmann.Das Perso-
nal habe zudem bei den konkre-
ten Massnahmen mitreden kön-
nen. So habe man gemeinsam
rote Linien definieren können.

Manuela Humbel und Nic Engel

«Stop or Go»: So streng sind die neuen Badi-Regeln in Basel
Nach «herausfordernden Situationen» Das Erziehungsdepartement Basel-Stadt ergreift nunMassnahmen.
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Isabelle Thommen

Etwas mehr als 100 Tage nach
seinem Amtsantritt verkündete
der Baselbieter Regierungsrat
Markus Eigenmann (FDP) ges-
tern Morgen seine Legislatur-
ziele. Schwerpunktmässig kon-
zentrierte er sich dabei auf Bil-
dungsthemen. «Das freut die
Leiterin desAmts für Kultur und
den Sportamtleiter nicht wahn-
sinnig», scherzt der Bildungs-,
Kultur- und Sportdirektor. «Rein
vomVolumen her ist das Thema
Bildung aber sicher der Schwer-
punkt meiner Direktion.»

Eigenmann bezeichnet Bil-
dung als «wesentlichen Stand-
ortfaktor» für das Baselbiet. Es
gelte, die zur Verfügung stehen-
denMittelwirksam einzusetzen.
Eigenmann legt seinen Fokus auf
drei Bereiche:

—Französisch
fördern
Wirksam – dieses Stichwort
nennt Markus Eigenmann auch
zur Standortbestimmung zum
Sprachenkonzept bei der Volks-
schule. Dieses hat zumZiel, dass
Schülerinnen und Schüler besse-
re Sprachkompetenzen in Fran-
zösisch und Englisch erlernen.
Zuletztwar das Frühfranzösisch
schweizweit immerwieder unter
Druck geraten.

«Mir liegt das Französisch
sehr am Herzen», sagt Eigen-
mann. «Das sieht man an mei-
nerBiografie, ich ging extra nicht
nach Zürich, sondern studierte
in Lausanne.» Es sei eine Stär-
ke, gut Französisch sprechen zu
können. «Es ist in der Schweiz
und international definitiv ein
Vorteil.»

Die beiden Basel haben ver-
gangenes Jahr die erste und ein-
zige Standortbestimmung zum
Sprachenkonzept anVolksschu-
len lanciert. Eigenmann betont:
Der Startzeitpunkt ist beim
Erlernen einer Sprache nicht
matchentscheidend. «Es ist ein
Faktor, aber andere Faktoren,
etwa die sprachdidaktischen

Kompetenzen der Lehrperso-
nen, sind wichtiger.»

—Kosten für Sonderschulung
wuchsenmassiv
Die beiden Basel arbeiten nun
in engerAbstimmung daran, die
Sprachfähigkeiten der Schülerin-
nen und Schüler zu verbessern.
Dazuwerden jetzt Handlungsfel-
der erarbeitet. In diesen soll bis
Mitte 2027 entschieden werden,

wie der Sprachunterricht künftig
gestaltetwird. «Wirwollen nicht
zurück zur ‹Reformitis›,woman
alle vier Jahre wieder Änderun-
genvornimmt. Esmuss ein sorg-
fältiger Eingriff amBildungssys-
temwerden.» Ab dem Jahr 2030
sollen dann alle beschlossenen
Massnahmen greifen – einige,
wie dieAusbildung der Lehrper-
sonen, könneman bereits früher
angehen.

Um 49 Prozent nahmen die
Kosten für die Sonderschulung
in den Jahren 2020 bis 2024
zu. «Das ist wahnsinnig viel»,
hält Markus Eigenmann fest.
Die Zahl der Sonderschülerin-
nen stieg um insgesamt 39 Pro-
zent,während dieAnzahl Schü-
ler in der Regelschule nur um
6 Prozent wuchs. «Wir haben
ein überproportionalesWachs-
tum in diesem System.»Weiter

fallen bei den Kosten die Teue-
rung und der Fakt, dass es sich
oft um komplexere Fälle han-
delt, ins Gewicht.

Besonders hoch ist die Zahl
der Schüler mit schweren Ver-
haltensstörungen, diese stie-
gen um69 Prozent. «Wir erwar-
ten eineweitere Zunahme.» Um
die Gelder sinnvoll einzusetzen,
müsse man die einzelnen Fäl-
le genau prüfen, sagt Markus
Eigenmann. Zudem solle – wo
möglich – eine integrative Lö-
sung gefundenwerden.Dies sei
zwar auch teurer, aber um ei-
niges günstiger als separative
Lösungen. Weiter hätten Men-
schen mit Behinderungen, die
in einer Integrationsklasse ge-
wesen seien, später im Berufs-
leben mehr Chancen.

—Uni-Gelder
auf dem Prüfstand
Auch bei der Finanzierung der
Universität Basel steigen die Kos-
ten: Rund 183,3 Millionen Fran-
ken jährlich kostet der Beitrag
des Baselbiets von 2026 bis 2029.
2025 waren es noch 166,3 Mil-
lionen Franken. «Wir müssen
die eingesetztenMittelmöglichst
wirksam für den Kanton Basel-
Landschaft einsetzen», sagt Ei-
genmann.

Zudem will er die gerech-
te Verteilung der finanziellen
Lasten mit dem Kanton Basel-
Stadt prüfen. «Dabei ist aber
ganz wichtig, zu sagen, dass die
Uni Basel finanziell stabil sein
muss», sagtMarkus Eigenmann.
An der Trägerschaft des Kan-
tons Basel-Landschaft sei fest-
zuhalten.

Der Eindruck täusche nicht,
dass er eine Annäherung an den
Kanton Basel-Stadt anstrebe,
sagt Eigenmann. «Ich bin über-
zeugt, dass wir für viele Proble-
me nur gemeinsam mit Basel-
Stadt Lösungen finden. ImAlltag
der Menschen gibt es die Kan-
tonsgrenzen nicht. Diese sind
politisch. Wir haben die Auf-
gabe, für die Region Lösungen
zu finden.»

«ImAlltag derMenschen gibt es
die Kantonsgrenzen nicht»
Baselbieter Bildungsdirektor Er will das Französisch stärken und die Zusammenarbeit mit dem Kanton Basel-Stadt
vertiefen: Der neue Baselbieter Regierungsrat Markus Eigenmann stellt seine Schwerpunkte vor.

WergernÖVfährt,muss dafür ab
Dezember 2026 tiefer in die Ta-
sche greifen. Wie der Tarifver-
bund Nordwestschweiz (TNW)
mitteilt, erhöht er die Tarife um
durchschnittlich 3,4 Prozent. Ge-
schäftsführer Adrian Brodbeck
konkretisiert auf Anfrage, dass
sämtliche U-Abos und Billette im
TNW-Gebiet von der Preiserhö-
hung betroffen sind. Die einzige
Ausnahme ist das 365-Franken-
Jahresabo für Basler Jugendli-
che unter 25.

Konkrete Preisewill derTNW
erst «in der zweiten Jahreshälfte
kommunizieren», da dieTarifan-
passungen noch von den Regie-
rungen beider Basel abgesegnet
werden müssen. Brodbeck er-
klärt jedoch, dass die verschiede-
nenU-Abo-Kategorien (Erwach-
sene, Senioren, Jugendliche) «im
Bereich von rund 2 Prozent» auf

jeweils den «geraden Franken»
aufgerundet werden sollen.

Angebot wurde laut TNW-
Geschäftsführer attraktiver
Bei den Einzelbilletten geht der
TNW-Geschäftsführer je nach
Zone und Tarif von einer Erhö-
hung «im 10- bis 30-Rappen-
Bereich» aus. Gleich bleibe das
Verhältnis zwischen Jahres- und
Monatspreis für die U-Abos: «12
Monate ÖVmit einemRabatt von
20 Prozent.» Berechnungen der
BaZ ergeben: Ein Jahres-U-Abo
für Erwachsene würde bei ei-
ner Erhöhung um 2 Prozent von
824 auf 840 Franken steigen.Das
entsprechendeMonatsabo dürf-
te nach diesem Massstab künf-
tig aufgerundet 88 statt 86 Fran-
ken kosten.

Die Preiserhöhungen erklärt
der TNWmit «steigenden Kos-

ten insbesondere für Materi-
al, Personal und Betrieb» so-
wie Investitionen in «moder-
nes Rollmaterial», Infrastruktur
und «Servicequalität». Diese
Kostenentwicklungen liessen
sich «auch mit Effizienzstei-
gerungen nicht mehr vollstän-
dig intern auffangen». Brod-
beck betont jedoch auch, dass
das TNW-Angebot in den ver-
gangenen Jahren deutlich at-
traktiver geworden sei: «Dank
dem Viertelstundentakt im Er-
golztal, demAusbau im Laufen-
tal und weiteren Optimierun-
gen kommen die Menschen oft
viel schneller von A nach B.»
Auch die Bevölkerung in Basel-
Stadt profitiere vomAusbau der
Nachtlinien und zu Randzeiten.

Zu reden gab in diesem Jahr
die KI-gestützte Werbekam
pagne des TNW. Braucht es

über 40 Jahre nach dessen Ein-
führung noch Reklamen für das
U-Abo? Laut TNW-Geschäfts-
führer Adrian Brodbeck ist das
Werbebudget des TNW «auf
sehr kleiner Flamme»: Insge-
samt 350’000 Franken gibt der
Verband in diesem Jahr dafür
aus – bei einem Umsatz von
rund 250Millionen. «Wir setzen
unserWerbebudget gezielt zwi-
schen Jahresende und Jahresbe-
ginn ein, um an die Erneuerung
der Abos zu erinnern.»

Die letzte Tariferhöhung war
2023 – wie lange bleiben die
Preise künftig stabil? Adrian
Brodbeck wagt einen positiven
Ausblick: «Ich habe keine Kris-
tallkugel, aber ich gehe nicht
davon aus, dass der Tarif rasch
steigen wird.»

Luca Thoma

ÖV-Billette und U-Aboswerden ab Dezember 2026 teurer
TNW Die Tarife steigen um durchschnittlich 3,4 Prozent. Steigende Kosten seien ein Grund.

Geschäftsbericht Das Kantons-
spital Baselland (KSBL) hat im
vergangenen Jahr mehr Patien-
tinnen und Patienten behan-
delt. Die Zahl der stationären
Fälle erhöhte sich um 3,7 Pro-
zent auf 24’005. Im ambulanten
Bereich verzeichnete das KSBL
270’707 Patientenkontakte, wie
es in einerMitteilungvon gestern
heisst. Dies entspricht einem
Plus von 0,4 Prozent gegenüber
2024. Das KSBL verbuchte 2025,
wie im März bereits kommuni-
ziert, einen Gewinn von 2,8 Mil-
lionen Franken. Der Betriebser-
trag stieg um 21 Millionen auf
481Millionen Franken. (ne/SDA)

Kantonsspital
Baselland: Mehr
Patientinnen

Dornach Die 39-jährige Eugenia
Becker aus Dornach wird seit
Montag, 6. April, vermisst. Die
Solothurner Polizei bittet die
Bevölkerung um Mithilfe. Die
Vermisste hatte einen Tag zuvor
letztmals Kontakt zu ihrenAnge-
hörigen. Gemäss bisherigen Er-
kenntnissen beabsichtigte sie,
am 6. April, im Kanton Nidwal-
den in Niederrickenbach wan-
dern zu gehen. «Seither fehlt von
ihr jede Spur», so die Polizei.»

Die Vermisste ist etwa 170 cm
gross und von schlanker Statur.
Sie hat mittellanges, dunkles
Haar und eine ovale Gesichts-
form. Angaben zu ihrer Beklei-
dung liegen laut Polizei der-
zeit nicht vor. Personen, die seit
dem 6. April Kontakt mit Euge-
nia Becker hatten oder sie gese-
hen haben,werden gebeten, sich
bei Kantonspolizei Solothurn zu
melden unter Tel. 032 627 81 17
oder 117. (mhu)

Wer hat Eugenia
Becker gesehen?

Stärkt dem Schulfranzösisch den Rücken: Markus Eigenmann. Foto: Isabelle Thommen

Auktion Beim Online-Auktions-
haus Ricardo ist ein ungewöhn-
liches Angebot zu finden: Die
Baselbieter Gemeinde Lausen
versteigert ihr Feuerwehr-Pio-
nierfahrzeug. Da die Ortsfeuer-
wehr ein neues Mehrzweckfahr-
zeug beschafft hat, verkauft sie
das ausgedienteVehikel überdie-
sen Weg. Die Gemeinde mache
mit dieser Versteigerung keinen
Gewinn, sagte Gemeinderat An-
dreas Schmidt gestern gegen-
überderNachrichtenagenturKey
stone-SDA. Die Einnahme werde
von der Subvention abgezogen,
welche die Basellandschaftliche
Gebäudeversicherung den Orts-
feuerwehren bei derBeschaffung
neuer Fahrzeuge gewährt.

Es ist das zweiteMal,dass Lau-
sen ein Feuerwehrauto verstei-
gert, wie Schmidt weiter sagte.
Die Erfahrung habe gezeigt, dass
es Interessentinnen und Interes-
senten gibt, zum Beispiel ältere
Feuerwehrleute oder abenteuer-
lustige Bastlerinnen und Bastler,
die ausrangierte Fahrzeuge um-
bauen und anders nutzen.

«Burzel» wiegt zwölf Tonnen
Die Versteigerung des Fahrzeugs
startete am Montag und läuft bis
am 20. April. Das Startangebot
liegt bei 8000 Franken. Es han-
delt sich um ein Dieselfahrzeug
mit Erstzulassung 1997. Um das
12Tonnen schwereGrossfahrzeug
zu fahren,braucht es den entspre-
chenden Führerschein. (ne/SDA)

Feuerwehrauto
kann auf Ricardo
gekauft werden


